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Antrag 

der Abgeordneten Ulrike Mehl, Michael Müller (Düsseldorf), Wolfgang Behrendt, 
Friedheim Julius Beucher, Ursula Burchardt, Marion Caspers-Merk, Christel 
Deichmann, Dr. Marliese Dobberthien, Ludwig Eich, Lothar Fischer (Homburg), 
Arne Fuhrmann, Dr. Liesel Hartenstein, Volker Jung (Düsseldorf), Susanne 
Kästner, Horst Kubatschka, Eckart Kuhlwein, Klaus Lennartz, Christoph Matschie, 
Jutta Müller (Völklingen), Georg Pfannenstein, Richard Schuhmann (Delitzsch), 
Dietmar Schütz (Oldenburg), Reinhard Schultz (Everswinkel), Dr. Angelica Schwall- 
Düren, Ernst Schwanhold, Wieland Sorge, Dr. Dietrich Sperling, Dr. Peter Struck, 

Dr. Bodo Teichmann, Jella Teuchner, Dr. Gerald Thalheim, Dr. Wolfgang Wodarg, 
Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Langfristige Sicherung des Naturschutzes bei der Privatisierung von Flächen in 
National parken und Biosphärenreservaten 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, den Verkauf bundesei- 
gener Flächen in Nationalparken und Biosphärenreservaten, die 
über die Bodenverwertungs- und Verwaltungs-GmbH (BVVG) auf 
der Grundlage des Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsge- 
setzes (EALG) und der Flächenerwerbsverordnung veräußert wer- 
den, und von sonstigen schätzenswerten oder geschützten bun- 
deseigenen Liegenschaften bis auf weiteres auszusetzen und mit 
den Ländern geeignete Konzepte zu erarbeiten, um diese Flächen 
langfristig und kostengünstig für Naturschutzzwecke zu sichern. 
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Begründung 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Eigentümer großer in Biosphä- 
renreservaten, Nationalparks oder Naturschutzgebieten liegenden 
Flächen in den neuen Bundesländern. Diese Großschutzgebiete 
sind wesentliche Bestandteile des europäischen Naturerbes und 
unersetzhche Grundlage zur Erfüllung europäischer und interna- 
tionaler Verpfhchtungen zum Schutz der Natur (Flora- Fauna- Ha- 
bitat-Richtlinie der EG), zum Erhalt der biologischen Vielfalt (Kon- 
vention über die biologische Vielfalt) und zum Schutz von 
gefährdeten Tieren und Pflanzen (z.B. Vogelschutz-Richtlinie der 
EG, Bonner Übereinkommen). Nicht nur die Bundesländer sind ver- 
pflichtet, für den Erhalt und die Fortentwicklung dieses Naturerbes 
zu sorgen, sondern auch der Bund als Eigentümer der Flächen hat 
sich dieser Verantwortung und Verpflichtung zu stellen. 

Allein im Nationalpark Müritz in Mecklenburg-Vorpommern ver- 
waltet die BVVG rd. 4 700 ha Waldflächen, weitere 3 800 ha sind 
bundeseigene Liegenschaften. Insgesamt befinden sich damit 
etwa 27 % der gesamten Nationalparkfläche in Bundesbesitz. In 
Brandenburg erreichen die zur Disposition stehenden BVVG- 
Flächen Anteile von rd. 19 % in Biosphärenreservaten und über 
39 % in Naturparken. 

Neben einstweilig gesicherten und festgesetzten Naturschutzge- 
bieten und in diesen Gebieten liegenden Totalreservaten sind auch 
Flächen in Naturschutzgroßprojekten des Bundes von dieser Pri- 
vatisierung betroffen. Zwar werden einstweilig gesicherte oder 
festgesetzte Naturschutzgebiete durch die Privatisierung nicht 
grundsätzlich gefährdet, da bestehende Gebote und Verbote auch 
nach der Privatisierung eingehalten werden müssen. Es bestehen 
aber berechtigte Bedenken, daß bei künftigen Entwicklungsmaß- 
nahmen, die über den reinen Bestandsschutz hinausgehen, mit 
Konflikten oder Ausgleichsansprüchen zu rechnen ist, welche die 
Fortentwicklung des Naturschutzes in diesen Gebieten insgesamt 
behindern oder zumindest erheblich erschweren können. 

Weitere Probleme bei der Flächenveräußerung ergeben sich durch 
die Preisgestaltung. Bei der Berechnung des Verkehrs wertes beim 
Verkauf von Flächen, die nicht nach der Flächenerwerbsverord- 
nung (FLErwV), sondern nach allgemeinen Privatisierungs- 
grundsätzen veräußert werden, wurde die Wertminderung durch 
die ausgeschlossene oder auszuschließende land- und forstwirt- 
schaftliche Nutzung vielfach nicht ausreichend berücksichtigt. 
Flächen für den Naturschutz sind deshalb unverhältnismäßig teu- 
er verkauft worden und konnten beispielsweise von Trägerverei- 
nen von Naturschutzgroßprojekten des Bundes nicht in ausrei- 
chendem Maße erworben werden. 
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